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unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen der
Menschenrechtskommission und des Menschenrechtsrats zu
diesem Thema,

es begrüßend, dass in der am 8. September 2000 von der
Generalversammlung verabschiedeten Millenniums-Erklä-
rung der Vereinten Nationen194 die Entschlossenheit bekundet
wurde, Maßnahmen zu ergreifen, um die in vielen Gesell-
schaften immer häufiger vorkommenden rassistischen und
fremdenfeindlichen Handlungen zu beseitigen und in allen
Gesellschaften größere Harmonie und Toleranz zu fördern,
und ihrer effektiven Verwirklichung auf allen Ebenen mit In-
teresse entgegensehend,

in diesem Zusammenhang unterstreichend, wie wichtig
die Erklärung und das Aktionsprogramm von Durban sind,
die auf der 2001 in Durban (Südafrika) abgehaltenen Welt-
konferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz
verabschiedet wurden195, die bei ihrer Umsetzung erzielten
Fortschritte begrüßend und betonend, dass diese Dokumente
eine feste Grundlage für die Beseitigung der Geißeln des Ras-
sismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit
und damit zusammenhängender Intoleranz in allen ihren Er-
scheinungsformen bilden,

mit dem Ausdruck ihrer Sorge über die Zunahme rassisti-
scher Gewalt und fremdenfeindlichen Gedankenguts in vielen
Teilen der Welt, in politischen Kreisen, in der öffentlichen
Meinung und in der Gesellschaft an sich, unter anderem infol-
ge wieder auflebender Aktivitäten von politischen Parteien
und Vereinigungen, die auf der Grundlage rassistischer, frem-
denfeindlicher, sich auf ideologische Überlegenheit berufen-
der Programme und Satzungen gegründet werden, und der an-
haltenden Nutzung dieser Programme und Satzungen zur För-
derung rassistischer Ideologien oder zur Aufstachelung dazu,

zutiefst beunruhigt über die wachsende Tendenz zur Dis-
kriminierung aufgrund der Religion oder der Weltanschau-
ung, so auch in manchen innerstaatlichen Politiken, Rechts-
vorschriften und Verwaltungsmaßnahmen, die bestimmten
Religionen und Weltanschauungen angehörende Bevölke-
rungsgruppen unter den verschiedensten Vorwänden im Zu-
sammenhang mit Sicherheit und illegaler Einwanderung stig-
matisieren und so ihre Diskriminierung legitimieren und in-
folgedessen ihren Genuss des Rechts auf Gedanken-, Gewis-
sens- und Religionsfreiheit beeinträchtigen und ihre Fähigkeit
behindern, frei und ohne Furcht vor Nötigung, Gewalt oder
Repressalien ihre Religion einzuhalten, auszuüben und zu be-
kunden,

mit tiefer Besorgnis feststellend, dass es zusätzlich zu dem
negativen Bild bestimmter Religionen in den Medien und der
Einführung oder Anwendung von Gesetzen und Verwal-
tungsmaßnahmen, die Personen bestimmter ethnischer oder

religiöser Zugehörigkeit, nach den Ereignissen des 11. Sep-
tember 2001 insbesondere muslimische Minderheiten, gezielt
diskriminieren und sich gegen sie richten, in vielen Teilen der
Welt zu ernsten Fällen von Intoleranz, Diskriminierung und
Gewalthandlungen aufgrund der Religion oder der Weltan-
schauung sowie zu Einschüchterungen und Nötigungen
kommt, deren Beweggrund religiöser oder sonstiger Extre-
mismus ist und die den uneingeschränkten Genuss der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten durch die genannten Perso-
nen zu behindern drohen,

betonend, dass die Diffamierung von Religionen ein
schwerer Affront gegen die Menschenwürde ist und zur uner-
laubten Einschränkung der Religionsfreiheit ihrer Anhänger
und zur Aufstachelung zu religiösem Hass und religiöser Ge-
walt führt,

sowie betonend, dass die Diffamierung aller Religionen
und die Aufstachelung zu religiösem Hass im Allgemeinen
wirksam bekämpft werden müssen, 

erneut erklärend, dass die Diskriminierung von Men-
schen aufgrund der Religion oder der Weltanschauung eine
Verletzung der Menschenrechte und eine Verleugnung der
Grundsätze der Charta darstellt,

mit Besorgnis feststellend, dass die Diffamierung von Re-
ligionen und die Aufstachelung zu religiösem Hass im Allge-
meinen zu sozialer Disharmonie und zu Menschenrechtsver-
letzungen führen können, und bestürzt über die Untätigkeit
mancher Staaten, wenn es darum geht, diesen aufkeimenden
Trend und die darauf zurückzuführenden diskriminierenden
Praktiken gegen die Anhänger bestimmter Religionen zu be-
kämpfen,

Kenntnis nehmend 
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und die Zivilgesellschaft, zur Durchführung des in der Globa-
len Agenda enthaltenen Aktionsprogramms beizutragen,

unter Begrüßung der Anstrengungen, die die Initiative
„Allianz der Zivilisationen“ zur Förderung der gegenseitigen
Achtung und Verständigung zwischen den verschiedenen
Kulturen und Gesellschaften unternimmt, sowie des bevorste-
henden zweiten Forums der Allianz am 6. und 7. April 2009
in Istanbul (Türkei),

davon überzeugt, dass die Achtung der kulturellen, ethni-
schen, religiösen und sprachlichen Vielfalt sowie der Dialog
innerhalb der Kulturen und zwischen ihnen eine wesentliche
Voraussetzung für Frieden, Verständigung und Freundschaft
zwischen Einzelpersonen und zwischen Völkern sind, die
verschiedenen Kulturen und Nationen der Welt angehören,
während Erscheinungsformen von kulturellen Vorurteilen,
Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit gegenüber Menschen,
die verschiedenen Kulturen, Religionen und Weltanschauun-
gen angehören, überall auf der Welt zu Hass und Gewalt zwi-
schen den Völkern und Nationen führen,

in Anerkennung des wertvollen Beitrags aller Religionen
und Weltanschauungen zur modernen Zivilisation und des
Beitrags, den der Dialog zwischen den Kulturen zu einem
besseren Bewusstsein und Verständnis der gemeinsamen
Werte leisten kann,

die wichtige Rolle unterstreichend, die der Bildung bei
der Förderung der Toleranz zukommt, zu der auch die Akzep-
tanz und Achtung der Vielfalt durch die Öffentlichkeit gehört,
namentlich im Hinblick auf religiöse Ausdrucksformen, so-
wie unterstreichend, dass die Bildung einen maßgeblichen
Beitrag zur Förderung der Toleranz und zur Beseitigung von
Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Weltan-
schauung leisten sollte,

erneut erklärend, dass alle Staaten weitere nationale und
internationale Anstrengungen zur Förderung des Dialogs und
zur Vertiefung des Verständnisses zwischen den Zivilisatio-
nen, Kulturen, Religionen und Weltanschauungen unterneh-
men müssen, und betonend, dass den Staaten, den Regional-
organisationen, nichtstaatlichen Organisationen, religiösen
Organisationen und den Medien eine wichtige Rolle bei der
Förderung der Toleranz sowie der Achtung und der Freiheit
der Religion und der Weltanschauung zukommt,

unter Begrüßung aller internationalen und regionalen In-
itiativen zur Förderung der interkulturellen und interreligiö-
sen Harmonie, einschließlich des internationalen Dialogs
über die Zusammenarbeit zwischen den Religionen, sowie
der vom 16. bis 18. Juli 2008 in Madrid abgehaltenen Welt-
konferenz über den Dialog und ihrer wertvollen Anstrengun-
gen im Hinblick auf die Förderung einer Kultur des Friedens
und des Dialogs auf allen Ebenen und mit Anerkennung
Kenntnis nehmend von den diesbezüglichen Programmen un-
ter der Federführung der Organisation der Vereinten Natio-
nen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur,

unterstreichend, wie wichtig der Ausbau der Kontakte auf
allen Ebenen ist, um den Dialog zu vertiefen und die Verstän-
digung zwischen verschiedenen Kulturen, Religionen, Welt-

anschauungen und Zivilisationen zu verstärken, und in dieser
Hinsicht mit Anerkennung Kenntnis nehmend von der Erklä-
rung und dem Aktionsprogramm, die auf der am 3. und
4. September 2007 in Teheran abgehaltenen Ministertagung
der Bewegung der nichtgebundenen Länder über Menschen-
rechte und kulturelle Vielfalt verabschiedet wurden198,

unter Hinweis auf ihre Resolution 62/154 vom 18. De-
zember 2007,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs199 und den darin enthaltenen Schlussfolgerungen;

2. bekundet tiefe Besorgnis über die negative Stereoty-
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bildung für alle Kinder, Mädchen wie Jungen, sowie den Zu-
gang für Erwachsene zu lebenslangem Lernen und zu Bil-
dung, auf der Grundlage der Achtung der Menschenrechte,
der Vielfalt und der Toleranz sowie ohne jede Diskriminie-
rung, und keine rechtlichen oder sonstigen Maßnahmen zu er-
greifen, die zu einer Rassentrennung beim Zugang zur Schul-
bildung führen;

19. fordert alle Staaten auf, im Einklang mit ihren inner-
staatlichen Rechtsvorschriften und in Übereinstimmung mit
den internationalen Menschenrechtsnormen und dem huma-
nitären Völkerrecht alles zu tun, um sicherzustellen, dass reli-
giöse Orte, Stätten, Heiligtümer und Symbole umfassend ge-
achtet und geschützt werden, und in Fällen, in denen sie der
Gefahr der Entweihung oder Zerstörung ausgesetzt sind, zu-
sätzliche Maßnahmen zu ergreifen;

20. fordert die internationale Gemeinschaft auf, einen
globalen Dialog zur Förderung einer Kultur der Toleranz und
des Friedens auf allen Ebenen auf der Grundlage der Achtung
der Menschenrechte und der Vielfalt der Religionen und
Weltanschauungen zu begünstigen, und legt den Staaten, den
nichtstaatlichen Organisationen, den religiösen Führern und
Organisationen sowie den Print- und elektronischen Medien
eindringlich nahe, einen solchen Dialog zu unterstützen und
zu begünstigen;

21. bekräftigt, dass der Menschenrechtsrat die allgemei-
ne Achtung aller religiösen und kulturellen Werte fördern und
sich mit Fällen der Intoleranz, der Diskriminierung und der
Aufstachelung zu Hass gegenüber Angehörigen jedweder Ge-
meinschaft oder den Anhängern jedweder Religion sowie mit
den Mitteln zur Verstärkung der internationalen Bemühungen
um die Bekämpfung der Straflosigkeit für solche beklagens-
werten Handlungen befassen wird;

22. begrüßt es, dass kürzlich auf Initiative der Hohen
Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte am
2. und 3. Oktober 2008 ein Sachverständigenseminar über
Meinungsfreiheit und die Propagierung religiösen Hasses,
durch die zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt
aufgestachelt wird, abgehalten wurde, und ersucht die Hohe
Kommissarin, weiter auf dieser Initiative aufzubauen, mit
dem Ziel, konkrete Beiträge zur Verhütung und Beseitigung
aller derartigen Formen der Aufstachelung sowie der Folgen
einer negativen Stereotypisierung von Religionen oder Welt-
anschauungen und ihrer Anhänger für die Menschenrechte
dieser Personen und ihrer Gemeinschaften zu leisten;

23. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen der Hohen
Kommissarin, Menschenrechtsaspekte zu fördern und in Bil-
dungsprogramme zu integrieren, insbesondere in das von der
Generalversammlung am 10. Dezember 2004 verkündete
Weltprogramm für Menschenrechtsbildung203, und fordert die
Hohe Kommissarin auf, diese Anstrengungen fortzusetzen,
unter besonderer Berücksichtigung

a) des Beitrags der Kulturen sowie der religiösen und
kulturellen Vielfalt;

b) der Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Orga-
nen des Systems der Vereinten Nationen sowie mit regionalen
und internationalen Organisationen bei der Abhaltung ge-
meinsamer Konferenzen zur Förderung des Dialogs zwischen
den Kulturen und des Verständnisses der Allgemeingültigkeit
der Menschenrechte und ihrer Verwirklichung auf verschie-
denen Ebenen, insbesondere mit dem Büro des Hohen Beauf-


